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2170-6-A 

Bayerisches Blindengeldgesetz 
(BayBlindG) 

Vom 7. April 1995 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 

Anspruch 

(1) Blinde erhalten auf Antrag, soweit sie ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Bayern 
haben, ' zum Ausgleich der blindheitsbedingten 
Mehraufwendungen ein monatliches Blindengeld. 

(2) 1 Blind ist, wem das Augenlicht vollständig 
fehlt. 2 Als blind gelten auch Personen, 

1. deren Sehschärfe auf dem besseren Auge nicht 
mehr als 1/50 beträgt; 

2. bei denen durch Nummer 1 nicht erfaßte Störun­
gen des Sehvermögens von einem solchen 
Schweregrad bestehen, daß sie der Beeinträchti­
gung der Sehschärfe nach Nummer 1 gleichzu­
achten sind. 

3Vorübergehende Sehstörungen sind nicht zu be­
rücksichtigen. 4 Als vorübergehend gilt ein Zei t­
raum bis zu sechs Monaten. 

Art. 2 

Höhe der Leistung 

(1) Das Blindengeld wird monatlich in Höhe des 
in § 67 Abs.2 Halbsatz 1 in Verbindung mit § 67 
Abs. 6 des Bundessozialhilfegesetzes genannten 
Betrags gezahlt, mindestens jedoch in Höhe von 
1 066 D~utsche Mark. 

(2) IBlinde, die sich in einem Heim oder einer 
gleichartigen Einrichtung befinden, erhalten die 
HaUte des Betrags nach Absatz 1, wenn 

1. die Kosten des Aufenthalts ganz oder teilweise 
aus Mitteln öffentlich-rechtlicher Leistungsträ­
ger getragen werden oder 

2. sie Mittel einer privaten Pflegeversicherung im 
Sinn des Sozialgesetzbuchs XI (SGB XI) in An­
spruch nehmen. 

2Das gilt vom ersten Tag des übernächsten Monats 
an, der auf den Eintritt in die Einrichtung folgt , für 
jeden vollen Kalendermonat des Aufenthalts. 

(3) lFür jeden vollen Tag vorübergehender Ab­
wesenheit von der Einrichtung wird Blindengeld in 
Höhe von je einem Dreißigstel des Betrags nach Ab­
satz 1 gewährt, wenn die vorübergehende Abwe­
senheit länger als sechs volle zusammenhängende 
Tage dauert. 2Der Betrag nach Absatz 2 wird im 
gleichen Verhältnis gekürzt. 

Art. 3 

Ausgeschlossener Personenkreis 

Keinen Anspruch nach diesem Gesetz haben Per­
sonen, die Leistungen wegen Blindheit 

1. nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach 
den Gesetzen, die eine entsprechende Anwen­
dung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, 

2. aus der gesetzlichen Unfallversicherung und 

3. aus öffentlichen Kassen auf Grund gesetzlich ge­
regelter Unfallversorgung oder Unfallfürsorge 

erhalten. 

Art. 4 

Anrechnung von Pflegeleistungen bei 
pflegebedürftigen Blinden 

(1) lLeistungen nach dem Sozialgesetzbuch XI 
bei häuslicher Pflege werden auf das Blindengeld 
angerechnet. 2Bei Pflegebedürftigkeit nach § 15 
Abs. 1 Nr. 1 SGB XI (Pflegestufe I) werden 60 v.H . 
des Betrags nach § 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 SGBXI an­
gerechnet, in den übrigen Fällen (Pflegestufe II und 
III) 40 v.H. des Betrags nach § 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 
SGB XI. 3Besteht der Anspruch auf Leistungen bei 
häuslicher Pflege nicht für den vollen Kalendermo­
nat, gilt § 37 Abs. 2 SGB XI entsprechend. 

(2) Erhalten Berechtigte 'Leistungen nach dem 
Sozialgesetzbuch XI aus einer privaten Pflegever­
sicherung, wird an Stelle des Betrags nach Art. 2 
Abs. 1 der Betrag gezahlt, der sich durch -die An­
wendung des Absatzes 1 ergibt. 

(3) Leistungen, die Berechtigten zum Ausgleich 
blindheitsbedingter Mehraufwendungen nach son­
stigen Rechtsvorschriften zustehen, werden auf das 
Blindengeld wie das Pflegegeld nach § 37 Abs.1 
Satz 3 Nr.1 SGB XI mit 60v.H. angerechnet. 

Art. 5 

AntragsteIlung, Beginn und Ende der Leistung 

(1) Der Antrag auf Blindengeld kann schriftlich 
oder zur Niederschrift gestellt werden. 

(2) 1 Der Anspruch auf Blindengeld entsteht mit 
dem ersten Tag des Monats, in dem die Vorausset­
zungen nach diesem Gesetz vorliegen, frühestens 
mit dem ersten Tag des Antragsmonats; das Blin­
dengeld wird monatlich im voraus gezahlt. 2Der 
Anspruch auf Blindengeld entfällt mit Ablauf des 
Monats, in dem die Voraussetzungen weggefallen 
sind. 
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Art. 6 

Zuständigkeit 

(1) Sachlich zuständig für den Vollzug dieses Ge­
setzes sind die Ämter für Versorgung und Familien­
förderung. 

(2) Örtlich zuständig ist das Amt, in dessen Be­
zirk der Antragsteller seinen Wohnsitz oder ge­
wöhnlichen Aufenthalt hat. 

Art. 7 

Verfahren 

(1) 1 Das Sozialgesetzbuch I und X findet Anwen­
dung, soweit dieses Gesetz keine abweichende Re­
gelung enthält. 2Abweichend von § 45 Abs. 3 Satz 1 
des Sozialgesetzbuchs X kann ein rechtswidriger 
begünstigender Verwaltungsakt mit Dauerwir­
kung bis zum Ablauf von vier Jahren nach seiner 
Bekanntgabe zurückgenommen werden. 

(2) 1 Für Streitigkeiten in Angelegenheiten die­
ses Gesetzes ist der Rechtsweg zu d.en Sozialgerich­
ten gegeben. 2Soweit das Sozialgerichtsgesetz be­
sondere Vorschriften für die Kriegsopferversor­
gung erithält, gelten diese auch für Streitigkeiten 
nach Satz 1. 

Art. 8 

Übergangsvorschrift 

Erhalten Blinde Leistungen nach dem Gesetz 
über die Gewährung eines Pflegegeldes an Zivil­
blinde oder haben sie diese beantragt, ist ein An­
trag nach diesem Gesetz entbehrlich. 

Art. 9 

Inkrafttreten 

IDieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1995 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt das Gesetz über 
die Gewährung eines Pflegegeldes an ZivilbIinde in 
der Fassung der Bekanntmachung vo'm 25 . Januar 
1989 (GVBl S . 21, BayRS 2170-6-A) außer Kraft. 

München, den 7. April 1995 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Hans Zehetmair 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und 

Staatsminister für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst 
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8251-1-A 

Gesetz 
über Zuständigkeiten nach dem 

Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
und nach dem Gesetz zur Förderung 

der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
(ZustG-ALG/FELEG) 

Vom 7. April 1995 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 

Soweit nicht bundesrechtlich etwas anderes be­
stimmt ist, wird die Bayerische Staatsregierung er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung die zur Durch­
führungdes 

1. Gesetzes über die Alterssicherung der Land­
wirte vom 29 . Juli 1994 (BGBI I S . 1891) und 

2. Gesetzes zur Förderung der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit vom 
21. Februar 1989 (BGEl I S. 233), zuletzt geändert 
durch Art. 12 des Gesetzes vom 29 . Juli 1994 
(BGBI I S. 1890), 

in ihrer jeweils geltenden Fassung nach Landes­
recht zuständigen,Stellen zu bestimmen. 

Art. 2 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1995 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über Zuständig­
keiten nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte und dem Gesetz zur Förderung der Ein­
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
(ZustG-GAL/FELEG) vom 5. April 1990 (GVBI 
S. 78, BayRS 8251-1-A) außer Kraft. 

München, den 7. April 1995 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Hans Zehetmair 
Stellvertreter des Ministerpräsidenten 

und 
Staatsminister für Unterricht, Kultus, 

Wissenschaft und Kunst 
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861-1-A 

Gesetz 
zur Ausführung des 

Elften Buchs (XI) Sozialgesetzbuch 
Soziale Pflegeversicherung (AGPflegeVG) 

Vom 7. April 1995 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 . 

Zweck des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, im Freistaat 
Bayern eine bedarfsgerechte, leistungsfähige, re­
gional gegliederte, ortsnahe und aufeinander abge­
stimmte ambulante, teilstationäre und vollstatio­
näre Versorgung der Bevölkerung mit Pflegeein­
richtungen zu gewährleisten. 

(2) Zu diesem Zweck haben die zuständigen Be­
hörden des. Freistaates Bayern, die Gemeinden, 
Landkreise und Bezirke, die Träger der Pflegeein­
richtungen und die Pflegekassen unter Beteiligung 
des Medizinischen Dienstes der Krankenversiche­
rung eng und vertrauensvoll im Interesse der Pfle­
gebedürftigen zusammenzuwirken. 

Art. 2 

Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für alle ambulanten, teilstatio­
nären und vollstationären Pflegeeinrichtungen im 
Freistaat Bayern, auf die das Sozialgesetzbuch 
(SGB) Elftes Buch (XI) Soziale Pflegeversicherung 
vom 26. Mai 1994 (BGEl I S.1014, 1015) in der je­
weils geltenden Fas.sung Anwendung findet . 

Art. 3 

Bedarfsermittlung 

Die nach den Art. 5, 6 und 7 zuständigen Aufga­
benträger stellen im Benehmen mit den Gemein­
den, den örtlichen und regionalen Arbeitsgemein­
schaften der Pflegekassen, den überörtlichen Trä­
gern der Sozialhilfe und den Trägern der Pflegeein­
richtungen den für ihren Bereich erforderlichen 
längerfristigen Bedarf an Pflegeeinrichtungen fest. 

Art. 4 

Subsidiaritätsprinzip 

Die nach den Art. 5, 6 und 7 zuständigen Aufga­
benträger sollen eigene Einrichtungen nur schaf­
fen, soweit geeignete Einrichtungen der Kirchen 
und Religionsgemeinschaften des öffentlichen 
Rechts sowie der Verbände der freien Wohlfahrts­
pflege, der freigemeinnützigen Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen oder privater Träger 
nicht vorhanden sind, ausgebaut oder geschaffen 
werden. 

Art. 5 

Ambulante Einrichtungen 

1 Die Landkreise und die kreisfreien Gemeinden 
haben als zuständige Aufgabenträger die Pflicht, 
darauf hinzuwirken, daß bedarfsgerechte Pflege­
dienste im Sinn des § 71 Abs. 1 SGB XI rechtzeitig 
und ausreichend zur Verfügung stehen. 2Sie erfül­
len dadurch eine Pflichtaufgabe im eigenen Wir­
kungskreis. 3Abweichend von den Sätzen 1 und 2 
ist die Hinwirkungsverpflichtung bezüglich der 
Pflegedienste für psychisch kranke Menschen so­
wie von überregionalen Pflegediensten für behin­
derte Menschen, deren Tätigkeit mindestens den 
Bereich einer Region · im Sinn des Bayerischen 
Landesplanungsgesetzes umfaßt, Pflichtaufgabe 
der Bezirke im eigenen Wirkungskreis. 

Art. 6 

Teilstationäre Einrichtungen sowie 
Einrichtungen der Kurzzeitpflege 

1 Die Landkreise und die kreisfreien Gemeinden 
haben als zuständige Aufgabenträger die Pflicht, 
darauf hinzuwirken, daß bedarfsgerechte teilsta­
tionäre Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen 
der Kurzzeitpflege rechtzeitig und ausreichend zur 
Verfügung stehen. 2Sie erfüllen dadurch eine 
Pflichtaufgabe im eigenen Wirkungskreis. 3 Abwei­
chend von den Sätzen 1 und ,2 ist die Hinwirkungs­
verpflichtung bezüglich entsprechender Einrich­
tungen für behinderte oder psychisch kranke Men­
schen Pflichtaufgabe der Bezirke im eigenen Wir­
kungskreis. 

Art. 7 

Vollstationäre Einrichtungen 

IDie Bezirke haben als zuständige Aufgabenträ­
ger die Pflicht, darauf hinzuwirken, daß bedarfsge­
rechte vollstationäre Einrichtungen rechtzeitig 
und ausreichend zur Verfügung stehen. 2Sie erfül­
len dadurch eine Pflichtaufgabe im eigenen Wir­
kungskreis. 3 Abweichend von den Sätzen 1 und 2 
ist die Hinwirkungsverpflichtung bezüglich ent­
sprechender Einrichtungen der Altenpflege 
Pflichtaufgabe der Landkreise und kreisfreien Ge­
meinden im eigenen Wirkungskreis. 

Art . 8 

Förderung 

(1) Die Landkreise, kreisfreien Gemeinden und 
Bezirke sind im Rahmen ihrer Hinwirkungsver­
pflichtung zur Förderung betriebsnotwendiger In-, 
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vestitionsaufwendungen von bedarfsgerechten 
Pflegeeinrichtungen verpflichtet. 

(2) lDer Staat beteiligt sich nach Maßgabe der 
im Staatshaushalt bereitgestellten Mittel an der Fi­
nanzierung betriebsnotwendiger Investitionsauf­
wendungen von bedarfsgerechten teil- und vollsta­
tionären Pflegeeinrichtungen sowie Einrichtungen 
der Kurzzeitpflege durch die Gewährung von Zu­
wendungen. 2Die staatliche Förderung setzt jeweils 
eine Beteiligung der zur Hinwirkung Verpflichte­
ten an der Finanzierung in gleicher Höhe voraus. 

(3) lEine Fötderung nach den Vorschriften der 
Absätze 1 und 2 erfolgt nicht , soweit Investitions­
aufwendungen auf Grund anderer Vorschriften ge­
fördert werden. 2Die Gewährung pauschaler Aus­
gleichszahlungen nach Art. 17 Abs. 1 und 2 des 
Bayerischen Krankenhausgesetzes (Bay KrG) 
bleibt dabei unberücksichtigt ; Satz 1 gilt nicht im 
Fall des Art. 17 Abs. 3 BayKrG. 

(4) lDie Förderung kann in Form von Investi­
tionspauschalen erfolgen. 2Ein Rechtsanspruch auf 
Förderung wird erst durch die Bewilligung von 
Fördermitteln begründet. 

(5) Die staatliche Förderung ambulanter Ein­
richtungen außerhalb des Leistungsbereichs des 
SGB XI bleibt nach Maßgabe der im Staatshaus­
halt bereitgestellten Mittel unberührt. 

Art. 9 

Mitwirkung kreisangehöriger Gemeinden 

Die Landkreise können auf Antrag kreisangehö­
riger Gemeinden oder auf Antrag aller Mitgliedsge­
meinden einer Verwaltungsgemeinschaft bestim­
men, daß diese Gemeinden Aufgaben, die den 
Landkreisen obliegen, durchführen. 

Art. 10 

Vernetzung von Krankenhäusern, Rehabilitations­
einrichtungen und Pflegeeinrichtungen 

(1) Die Landesverbände der Pflegekassen schlie­
ßen mit den Vereinigungen der Träger von Kran­
kenhäusern und Rehabilitationseinrichtungen ge­
meinsam und einheitlich eine Vereinbarung zu dem 
Zweck, den nahtlosen Übergang von der Kranken­
haus- oder Rehabilitationsbehandlung zu einer 
notwendigen Pflege im Sinn des SGB XI durch eine 
zugelassene Pflegeeinrichtung zu regeln. 

(2) 1 Die Landesverbände der Pflegekassen 
schließen mit den Vereinigungen der Träger der 
Pflegeeinrichtungen gemeinsam und einheitlich 
eine Vereinbarung zu dem Zweck, den nahtlosen 
Übergang von der Krankenhaus- oder Rehabilita­
tionsbehandlung zu einer notwendigen Pflege im 
Sinn des SGB XI nach Absatz 1 und ein nahtloses 
Ineinandergreifen der Pflegeleistungen durch Pfle­
gedienste, Einrichtungen der Tages-, Nacht- und 
Kurzzeitpflege sowie der vollstationären Pflegeein -
richtungen sicherzustellen. 2Dazu ist insbesondere 
ein geeignetes Verfahren zur Meldung freier Kapa­
zitäten der zugelassenen Pflegeeinrichtungen an 
die Pflegekassen zu vereinbaren. 

Art. 11 

Vemetzung von Einrichtungen der medizinischen, 
beruflichen und allgemeinen sozialen Rehabilita­
tion für körperlich, geistig und seelisch Behinderte 

und Pflegeeinrichtungen 

(1) Die Errichtung von stationären, teilstationä­
ren und ambulanten Einrichtungen der Akutver­
sorgung, der Pflege sowie der medizinischen, beruf­
lichen und allgemeinen sozialen Rehabilitation ist 
aufeinander abzustimmen. 

(2) Die Träger der Sozialhilfe, die Landesver­
bände der Pflegekassen sowie die Vereinigungen 
der Träger der Pflegeeinrichtungen und der Behin­
derteneinrichtungen haben entsprechende Verein­
barungen zu treffen. 

Art. 12 

Zuständige Landesbehörden 

,(1) Zuständige Landesbehörde nach § 76 Abs. 2 
Satz 6 und Abs. 4 SGB XI sowie nach § 92 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 3 SGB XI ist das Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Gesundheit. 

(2) Zuständige Landesbehörde nach § 82 Abs. 3 
Satz 3 und Abs. 4 Satz 2 SGB XI ist die Regierung, 
in deren Bezirk die Pflegeeinrichtung ihren Sitz 
hat . 

(3) Zuständige Landesbehörden nach § 109 
Abs. 3 Satz 1 SGB XI sind die jeweils zur Hinwir­
kung verpflichteten kreisfreien Gemeinden, Land­
kreise und Bezirke. 

Art. 13 

Ausführu~gsvorschriften 

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu regeln: 

1. die Zusammensetzung, die Höhe sowie die Be­
dingungen und die Voraussetzungen der Förde­
rung von Investitionen für Pflegeeinrichtunge,n ; 

2. das Nähere zur gesonderten Berechnung nicht 
gedeckter betriebsnotwendiger Aufwendungen 
im Sinn des § 82 Abs, 2 Nm. 1 und 3 SGB XI, ins­
besondere zu Art, Höhe und Laufzeit sowie die 
Verteilung der gesondert berechenbaren Auf­
wendungen auf die Pflegebedürftigen; 

3. die Zuständigkeit des Staatsministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Gesundheit nach Art. 12 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 92 Abs.3 SGB XI als Geschäftsstelle des 
Landespflegeausschusses, auf eine andere Be­
hörde zu übertragen. 

(2) Die Staatsregierung unterrichtet den Land­
tag bis zum Ablauf von sechs Jahren nach Inkraft­
treten des Gesetzes im zweijährigen Rhythmus, 
erstmals im Jahr 1997, umfassend über den Stand 
der pflegerischen Versorgung in Bayern und die 
finanziellen Auswirkungen dieses Gesetzes auf alle 
an der Versorgung beteiligten Kostenträger. 
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Art. 14 

Übergangsvorschriften 

1 In begründeten Einzelfällen kann bei der staat­
lichen Förderung für teilstationäre Pflegeeinrich­
tungen und Einrichtungen der Kurzzeitpflege bis 
längstens 31. Dezember 1~95, für Pflegeheime bis 
längstens 30. April 1997, von dem Erfordernis des 
Art. 8 Abs. 2 Satz 2 abgesehen werden. 2Ambulante 
Einrichtungen innerhalb des Leistungsbereichs 
des 8GB XI können bis längstens 31. Dezember 
1996 staatlich gefördert werden. 

Art. 15 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1995 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Art. 12 Abs. 1 
mit Wirkung vom 1. Januar 1995 und Art. 7 am 
1. Juli 1996 in Kraft. 

München, den 7. April 1995 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Hans Zehetmair 

S tell vertreter des Ministerpräsidenten 
und 

Staatsminister für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst 
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1100-1-1 

Gesetz . 
zur Änderung des 

Bayerischen Abg~ordnetengesetzes 

Vom 7. April 1995 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mit­
glieder des Bayerischen Landtags (Bayerisches Ab­
geordnetengesetz) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 15. November 1990 (GVBl S. 490, BayRS 
1100-1-1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12. April 1994 (GVBI S.240), wird wie folgt geän­
dert: 

1. Dem Art. 5 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Auszahlungsbetrag der Entschädi­
gungen nach den Absätzen 1 und 2 vermindert 
sich in Ansehung der zu den Kosten in Pflegefäl­
len nach Art.20 zu gewährenden Leistungen 
vom 1. Januar 1995 an um ein Dreihundertfünf­
undsechzigstel. " 

2. Art. 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach den Worten "Kosten in 
Krankheits-," das Wort "Pflege-," eingefügt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

,,(4) Der Anspruch auf den Zuschuß zu den 
Krankenversicherungsbeiträgen nach Absatz 
3 schließt ein den Anspruch auf einen Zu­
schuß in Höhe der Hälfte des aus eigenen Mit­
teln geleisteten Pflegeversicherungsbeitrags, 
höchstens jedoch die Hälfte des Höchstbei­
trags der sozialen Pflegeversicherung. " 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

§,2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1995 in Kraft. 

München, den 7. April 1995 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Hans Zehetmair 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und 

Staatsminister für Unterricht, Kultus , 
Wissenschaft und Kunst 
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315-4-J 

Verordnung 
über das Inkraftsetzen der Vorschrift 

des § 6 des Grundbuchbereinigungsgesetzes 
im ßebiet des Freistaates Bayern 

Vom 5. April 1995 

Auf Grund des § 6 Abs. 3 Satz 2 des Grundbuch­
bereinigungsgesetzes vom 20. Dezember 1993 
(BGBl I S.2182 , 2192), geändert durch Art. 2 § 6 

. Nr.2 des Gesetzes vom 21. September 1994 (BGBl I 
S . 2457, 2491), erläßt die Bayerische Staatsregie-
rung folgende Verordnung: ' 

§ 1 

Die Vorschrift des § 6 des Grundbuchbereini­
gungsgesetzes wird im Gebiet des Freistaates 
Bayern in Kraft gesetzt. 

§ 2 

(1) Diese Verordnung tritt am 14. April 1995 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 1996 außer 
Kraft. 

(2) Die Verordnung über das Inkraftsetzen der 
Vorschrift des § 6 Abs. 1 und 2 des Grundbuchberei­
nigungsgesetzes im Gebiet des Freistaates Bayern 
vom 6. September 1994 (GVBI S. 928, BayRS 315-4-J) 
tritt mit Ablauf des 13. April 1995 außer Kraft. 

München, den 5. April 1995 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Hans Zehetmair 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und 

Staatsminister für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst 
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2210-8-2-7-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Voranmeldeverordnung Fachhochschulen 

Vom 5. Dezember 1994 

Auf GruIid von Art. 9 Abs. 2 Nt. 2 und Art. 11 
Abs.2 des Gesetzes zur Ausführung des Staatsver­
trags über die Vergabe von Studienplätzen vom 
19. Februar 1988 (GVBI S . 18, BayRS 2210-8-2-K), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28 . April 1994 . 
(GVBI S. 296), erläßt das Bayerische Staatsminis.te­
rium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Dem § 1 Abs. 4 der Verordnung über die Voran­
meldung für nichtzulassungsbeschränkte Fach­
hochschulstudiengänge (Voranmeldeverordnung 
Fachhochschulen - VAVFH) vom 28. April 1983 
(GVBI S . 255 , BayRS 2210-8-2-7-K) werden fol­
gende Sätze 2 und 3 angefügt : 

,,2Das Staatsministerium kann Ausnahmen zulas­
sen. 3In diesem Fall gelten die Absätze 1 bis 3 mit 
der Maßgabe entsprechend, daß die Voranmeldung 
für das kommende Sommersemester bis zum 15; Ja­
nu ar zu erfolgen hat." 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1995 in Kraft. 

München, den 5. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair , Staa{sminister 
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2038-3-4-5-1-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Zulassungs- und Ausbildungsordnung 
für das Lehramt an Realschulen 

Vom 24. März 1995 

Auf Grund von Art. 28 Abs. 1 des Bayerischen 
Lehrerbildungsgesetzes in Verbindung mit Art. 19 
Abs. 2 des Bayerischen Beamtengesetzes erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen 
und dem Landespersonalausschuß folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

In die Zulassungs- und Ausbildungsordnung für 
das Lehramt an Realschulen (ZALR) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29 . September 1992 
(GVBI S.469, BayRS 2038-3-4-5-1-K) wird fol­
gender § 22a eingefügt: 

,,§ 22a 

Übergangsregelung im Vollzug der Auflösung 
des Studienseminars 

Für die Studienreferendare, die ihre Ausbildung 
am Studienseminar im Februar 1995 (Termin 
1995 I) beginnen, gilt abweichend von § 7 Abs.2 
Satz 1, Abs. 3 Satz 1 und § 9 folgende Sonderrege-
lung: . 

1. Der erste Ausbildungsabschnitt wird im ersten 
Halbjahr am Studienseminar und im zweiten 
Halbjahr an einer Seminarschule durchgeführt, 
welcher der Studienreferendar für die weitere 
Ausbildung zugewiesen wird. 

2. Die Themen für die schriftliche Hausarbeit ver­
geben die Seminarlehrer an den Seminarschu­
len." 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 15 . Fe­
bruar 1995 in Kraft. 

München, den 24. März 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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2236-4-3-22-K 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Errichtung 
staatlicher Berufsfachschulen 
und Fachschulen im Jahr 1992 

Vom 29. März 1995 

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst folgende Ver­
ordnung: 

2. In §4 Abs. 2 wird die Zahl ,, 1996" durch die Zahl 
,,1997" ersetzt. 

§ 1 

Die 'Verordnung über die Errichtung staatlicher 
Berufsfachschulen und Fachschulen im Jahr 1992 
vom 21. Juli 1992 (GVBI S . 276, BayRS 2236-4-3-
22-K), geändert durch Verordnung vom 11. März 
1994 (GVBI S.183), wird wie folgt geändert : 

1. In § 1 Abs. 3 werden die Zahlen ,,1995/96" durch 
die Zahlen ,,1996/97" ersetzt. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. März 
1995 in Kraft. 

München, den 29. März 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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